
 

 

August 2026 

 

Verwendungshinweis und weitere Rechtsprechungsübersichten: KNE-Infothek – Rechtsprechung 

Aus der Rechtsprechung – Windenergie #6 

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17. Juni 2026 – OVG 7 A 41/25 

Streitgegenstand 

Beteiligte 

 

Verfahrensstand 

u. a. Schädigungsverbot, vorhandene Daten für Fledermausabschaltung 

Klägerin: Unternehmen der Windbranche  

Beklagte: Genehmigungsbehörde 

Die Klage hat keinen Erfolg, die Revision wurde nicht zugelassen. 

Hat die Klägerin ein Rechtsschutzbedürfnis zur Anfechtung einer Nebenbestimmung, obwohl sie 

die zugrundeliegenden Maßnahmen selbst vorgeschlagenen hat? 

Ja. Unabhängig vom Inhalt des Genehmigungsantrags darf die Genehmigungsbehörde keine Ne-

benbestimmungen festsetzen, die nicht erforderlich sind (Rn. 25). 

Sind durch das Schädigungsverbot auch solche Einwirkungen erfasst, die – wie beispielsweise 

Lärm – nicht die Substanz einer Fortpflanzungs- oder Ruhestätte (FuR) verändern? 

Ja. Abzustellen ist allein darauf, ob die ökologische Funktionalität einer FuR verloren geht bzw. ver-

schlechtert wird. Auf das „wie“ kommt es nicht an (Rn. 36-40). Auch nicht-physische Einwirkungen 

von außen und Umgebungsbeziehungen haften einer FuR selbst an und lassen sich von ihr nicht 

trennen. Auch der Gerichtshof der Europäischen Union stellt darauf ab, dass die geschützten Arten 

die Bedingungen vorfinden müssen, die für ihre Fortpflanzung erforderlich sind. (Rn. 41)  

Ist eine Bauzeitenbeschränkung für den Kranich bis zum 15. September fachlich vertretbar?  

Ja, angesichts der besonderen Sensibilität der Art gegenüber baubedingten Störungen und den zu-

nehmend verbreiteten Nachgelegen bis Ende Mai ist es nicht zu beanstanden, wenn die Genehmi-

gungsbehörde davon ausgeht, dass nur durch ein Verbot sämtlicher Bautätigkeiten bis zum 15. Sep-

tember relevante Beeinträchtigungen der FuR des Kranichs vermieden werden können (Rn. 57-62). 

Sind Daten von Altanlagen vorhandene Daten im Sinne des § 6 Abs. 1 S. 4 des Windenergieflä-

chenbedarfsgesetzes (WindBG)? 

Im vorliegenden Fall waren diese Daten keine vorhandenen Daten. Die Ergebnisse des Gutachtens, 

das die Auswirkungen der Altanlagen auf Fledermäuse bewertete, waren u. a. wegen der Unter-

schiede in Turmhöhe, Rotordurchmesser, Temperatur- und Windsensoren zwischen den Altanlagen 

und den geplanten Anlagen nur bedingt übertragbar. Es fehlte damit an hinreichend belastbaren 

Daten für die Neuanlagen – insbesondere an Aktivitätsmessungen auf Höhe der zukünftigen Gon-

deln – und damit an vorhandenen Daten, um vom worst-case-Ansatz abzuweichen. (Rn. 87 ff.)  

Sind die Genehmigungserleichterungen in § 45c Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 

(BNatSchG) in Verfahren nach § 6 WindBG anwendbar?  

Ja. Aber die Antragstellerin muss darlegen, dass die Voraussetzungen des § 45c Abs. 2 S. 4 BNatSchG, 

vorliegen, auch wenn in Verfahren nach § 6 WindBG bestimmte Mitwirkungspflichten entfallen (Rn. 

98). Dass die Altanlagen ohne Abschaltauflage zum Schutz von Fledermäusen betrieben werden, 

genügt dagegen nicht zur Begründung, von einer solchen Abschaltung für die Neuanlagen abzuse-

hen. Andernfalls würde durch eine Zulassung der Neuanlagen ein Zustand fortgeschrieben, der dem 

Artenschutz zuwiderläuft. Es ist fraglich, ob das mit Unionsrecht vereinbar wäre. (Rn. 99) 

https://www.naturschutz-energiewende.de/infothek/aus-der-rechtsprechung/

